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RESOLUTION 67/88

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 14. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/464, Ziff. 9)1.

67/88. Strafrechtliche Verantwortlichkeit von Bediensteten der Vereinten Nationen und
Sachverständigen im Auftrag der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/281 vom 29. März 2005, in der sie sich der Empfehlung des Son-
derausschusses für Friedenssicherungseinsätze anschloss, der Generalsekretär möge den Mitgliedern der
Vereinten Nationen einen umfassenden Bericht über die Frage der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen
Missbrauchs in Friedenssicherungseinsätzen der Vereinten Nationen vorlegen2,

sowie unter Hinweis darauf, dass der Generalsekretär am 24. März 2005 dem Präsidenten der General-
versammlung einen Bericht seines Beraters in Fragen der sexuellen Ausbeutung und des sexuellen
Missbrauchs durch Friedenssicherungspersonal der Vereinten Nationen3 übermittelte,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 59/300 vom 22. Juni 2005, in der sie sich der Empfehlung des
Sonderausschusses anschloss, eine Gruppe von Rechtssachverständigen einzurichten, die Rat erteilen soll,
wie am besten sicherzustellen ist, dass die ursprüngliche Intention der Charta der Vereinten Nationen ver-
wirklicht wird, dass nämlich Bedienstete der Vereinten Nationen und Sachverständige im Auftrag der Ver-
einten Nationen, die an ihrem Dienstort Straftaten begehen, nie de facto davon ausgenommen sind, für die
Folgen dieser Handlungen einstehen zu müssen, dass sie aber auch nicht ohne ordnungsgemäßes Verfahren
zu Unrecht bestraft werden dürfen4,

in Anerkennung des wertvollen Beitrags, den Bedienstete der Vereinten Nationen und Sachverständige
im Auftrag der Vereinten Nationen zur Verwirklichung der Ziele und Grundsätze der Charta leisten,

bekräftigend, dass es geboten ist, die Achtung der Grundsätze und Regeln des Völkerrechts zu fördern
und zu gewährleisten,

sowie bekräftigend, dass diese Resolution nicht die Vorrechte und Immunitäten berührt, die Bedienstete
der Vereinten Nationen und Sachverständige im Auftrag der Vereinten Nationen sowie die Organisation
selbst nach dem Völkerrecht genießen,

ferner bekräftigend, dass Bedienstete der Vereinten Nationen und Sachverständige im Auftrag der Ver-
einten Nationen verpflichtet sind, die innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Gaststaats zu achten, und dass
der Gaststaat das Recht hat, im Bedarfsfall seine Strafgerichtsbarkeit auszuüben, im Einklang mit den ein-
schlägigen Regeln des Völkerrechts und den Abkommen zur Regelung der Tätigkeit von Missionen der Ver-
einten Nationen,

zutiefst besorgt über die Meldungen über kriminelles Verhalten und sich dessen bewusst, dass ein der-
artiges Verhalten, falls es nicht untersucht und gegebenenfalls strafrechtlich verfolgt wird, den negativen
Eindruck entstehen lässt, dass Bedienstete der Vereinten Nationen und Sachverständige im Auftrag der Ver-
einten Nationen bei ihren Handlungen straflos bleiben,

in Bekräftigung der Notwendigkeit, zu gewährleisten, dass alle Bediensteten der Vereinten Nationen
und Sachverständigen im Auftrag der Vereinten Nationen ihre Aufgaben auf eine Weise wahrnehmen, die
das Ansehen, die Glaubwürdigkeit, die Unparteilichkeit und die Integrität der Vereinten Nationen wahrt,

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem Vertreter der Ukraine im Namen des Vorstands im Aus-
schuss vorgelegt.
2 Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session, Supplement No. 19



VII. Resolutionen aufgrund der Berichte des Sechsten Ausschusses 

921

betonend, dass von diesen Personen begangene Verbrechen nicht hingenommen werden können und
dass sie die Erfüllung des Mandats der Vereinten Nationen beeinträchtigen, insbesondere was die Beziehun-
gen zwischen den Vereinten Nationen und der örtlichen Bevölkerung im Gastland anbelangt,

im Bewusstsein dessen, wie wichtig es ist, die Rechte der Opfer kriminellen Verhaltens zu schützen und
einen ausreichenden Zeugenschutz zu gewährleisten, und unter Hinweis auf die Verabschiedung ihrer Reso-
lution 62/214 vom 21. Dezember 2007 über die Umfassende Strategie der Vereinten Nationen für Hilfe und
Unterstützung für Opfer sexueller Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs durch Bedienstete der Vereinten
Nationen und zugehöriges Personal,

betonend, dass die internationale Zusammenarbeit zur Gewährleistung der strafrechtlichen Verantwort-
lichkeit von Bediensteten der Vereinten Nationen und Sachverständigen im Auftrag der Vereinten Nationen
verstärkt werden muss,

unter Hinweis auf ihre Resolution 61/29 vom 4. Dezember 2006, mit der sie den Ad-hoc-Ausschuss für
die strafrechtliche Verantwortlichkeit von Bediensteten der Vereinten Nationen und Sachverständigen im
Auftrag der Vereinten Nationen einsetzte,

nach der auf früheren Tagungen erfolgten Behandlung des Berichts der vom Generalsekretär nach ihrer
Resolution 59/300 eingesetzten Gruppe von Rechtssachverständigen5 und der Berichte des Ad-hoc-Aus-
schusses6 sowie der Mitteilung des Sekretariats7 und der Berichte des Generalsekretärs8 über die strafrechtli-
che Verantwortlichkeit von Bediensteten der Vereinten Nationen und Sachverständigen im Auftrag der Ver-
einten Nationen,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 62/63 vom 6. Dezember 2007, 63/119 vom 11. Dezember 2008,
64/110 vom 16. Dezember 2009, 65/20 vom 6. Dezember 2010 und 66/93 vom 9. Dezember 2011,

sowie unter Hinweis auf ihren Beschluss, eingedenk ihrer Resolutionen 62/63 und 63/119 den Bericht
der Gruppe von Rechtssachverständigen, insbesondere seine rechtlichen Aspekte, unter Berücksichtigung
der Auffassungen der Mitgliedstaaten und der in der Mitteilung des Sekretariats enthaltenen Informationen
während der siebenundsechzigsten Tagung der Generalversammlung im Rahmen einer Arbeitsgruppe des
Sechsten Ausschusses weiter zu behandeln,

in der Überzeugung, dass die Vereinten Nationen und ihre Mitgliedstaaten weiter dringend energische
und wirksame Schrit der sie3ineheneralsekstsein
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zumindest in Fällen, in denen das Verhalten, wie es nach dem Recht des die Gerichtsbarkeit begründenden
Staates umschrieben ist, auch nach dem Recht des Gaststaats eine Straftat darstellt, und fordert ferner die
Staaten und die zuständigen internationalen Organisationen nachdrücklich auf, den Staaten, die eine Unter-
stützung beantragen, technische und sonstige geeignete Hilfe bei der Ausarbeitung solcher rechtlicher Maß-
nahmen zu gewähren;

4. legt allen Staaten nahe, untereinander und mit den Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten, in-
dem sie Informationen austauschen und die Durchführung von Ermittlungen und gegebenenfalls die straf-
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gen wurde, den Staaten zur Kenntnis zu bringen, gegen deren Staatsbürger diese Vorwürfe erhoben werden,
sowie diese Staaten um Auskunft über den Stand ihrer Bemühungen zu bitten, schwere Verbrechen zu unter-
suchen und gegebenenfalls strafrechtlich zu verfolgen, und zu erfragen, welche Art der Hilfe sie für die
Zwecke solcher Ermittlungen beziehungsweise Strafverfolgungen vom Sekretariat sinnvollerweise erhalten
möchten;

10. fordert die Staaten nachdrücklich auf, den Generalsekretär zu gegebener Zeit darüber zu unter-
richten, welche Maßnahmen sie bezüglich der ihnen vom Generalsekretär nach Ziffer 9 zur Kenntnis ge-
brachten glaubhaften Vorwürfe ergriffen haben;

11. ersucht die Vereinten Nationen, wenn ihre Untersuchungen von Vorwürfen Anhaltspunkte da-
für ergeben, dass Bedienstete der Vereinten Natione
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RESOLUTION 67/89

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 14. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/465, Ziff. 10)10.

67/89. Bericht der Kommission der Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht über ihre 
fünfundvierzigste Tagung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom 17. Dezember 1966, mit der sie die Kommission der
Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht schuf, mit dem Auftrag, die fortschreitende Harmonisie-
rung und Vereinheitlichung des internationalen Handelsrechts zu fördern und dabei die Interessen aller Völ-
ker, insbesondere derjenigen der Entwicklungsländer, an der umfassenden Ausweitung des internationalen
Handels zu berücksichtigen,
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3. nimmt mit Interesse Kenntnis von den Fortschritten, die die Kommission bei ihrer Tätigkeit in den
Bereichen der Schieds- und Vergleichsverfahren, der Online-Streitbeilegung, des elektronischen Geschäfts-
verkehrs, des Insolvenzrechts und der Sicherungsrechte erzielt hat14;

4. nimmt Kenntnis von den Erörterungen der Kommission im Hinblick auf ihre möglichen künftigen
Arbeiten auf dem Gebiet des öffentlichen Beschaffungswesens und damit verbundener Bereiche, einschließ-
lich öffentlich-privater Partnerschaften, Mikrofinanzierung und internationalen Vertragsrechts, und unter-
stützt das in der Kommission bestehende Einvernehmen, ein oder mehrere Kolloquien über Mikrofinanzie-
rung und damit zusammenhängende Fragen abzuhalten, möglicherweise in verschiedenen Regionen, sowie
ein Kolloquium zur Festlegung des Umfangs möglicher Arbeiten und der Hauptthemen, die auf dem Gebiet
der öffentlich-privaten Partnerschaften zu behandeln sind15;

5. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Projekten der Kommission zur Förderung der einheitli-
chen und wirksamen Anwendung des Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstreckung ausländi-
scher Schiedssprüche, geschehen zu New York am 10. Juni 195816, einschließlich der Erstellung eines Leit-
fadens zum Übereinkommen17;

6. nimmt davon Kenntnis, dass die Kommission beschlossen hat, die Verwendung der Grundsätze für
internationale Handelsverträge des Internationalen Instituts für die Vereinheitlichung des Privatrechts in der
Fassung von 2010, nach Bedarf, zu den vorgesehenen Zwecken sowie die Verwendung der Incoterms 2010,
nach Bedarf, für internationale Kaufgeschäfte zu empfehlen18;

7. unterstützt die Anstrengungen und Initiativen, die die Kommission als zentrales Rechtsorgan des
Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet des internationalen Handelsrechts unternimmt, um die Ko-
ordinierung der Rechtstätigkeiten der auf dem Gebiet des internationalen Handelsrechts tätigen internatio-
nalen und regionalen Organisationen und die diesbezügliche Zusammenarbeit zu verstärken sowie auf na-
tionaler und internationaler Ebene die Rechtsstaatlichkeit auf diesem Gebiet zu fördern, und appelliert in
dieser Hinsicht an die zuständigen internationalen und regionalen Organisationen, ihre Rechtstätigkeiten
mit denjenigen der Kommission zu koordinieren, um Doppelarbeit zu vermeiden und die Effizienz, Ge-
schlossenheit und Kohärenz bei der Modernisierung und Harmonisierung des internationalen Handelsrechts
zu fördern;

8. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den erheblichen Fortschritten der Kommission bei ihrer
Koordinierungs- und Kooperationstätigkeit auf dem Gebiet der Sicherungsrechte, insbesondere von der
Publikation „UNCITRAL, Hague Conference and Unidroit texts on security interests“ (Dokumente der
UNCITRAL, der Haager Konferenz und des Unidroit zu Sicherungsrechten), bei deren Erstellung das Stän-
dige Büro der Haager Konferenz und das Sekretariat des Internationalen Instituts für die Vereinheitlichung
des Privatrechts mitwirkten, und von den laufenden Arbeiten an einem gemeinsamen Grundsatzkatalog be-
treffend wirksame Regelungen für Sicherungsgeschäfte in Zusammenarbeit mit der Weltbank und externen
Sachverständigen19;

9. nimmt Kenntnis von dem in der Kommission bestehenden Einvernehmen darüber, dass ein koor-
diniertes Herangehen an die Frage des für die eigentumsrechtlichen Auswirkungen von Forderungsabtretun-
gen geltenden Rechts im Interesse aller Staaten liegt, und von dem Ersuchen der Kommission an das Sekre-
tariat, eng mit der Europäischen Kommission zusammenzuarbeiten, um ein koordiniertes Herangehen an die
Frage sicherzustellen20, unter Berücksichtigung des in dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die

14 Ebd., Kap. V-IX.



VII. Resolutionen aufgrund der Berichte des Sechsten Ausschusses 

926

Abtretung von Forderungen im internationalen Handel21 und dem UNCITRAL-Gesetzgebungsleitfaden zu
Sicherungsgeschäften22 verfolgten Ansatzes;

10. erklärt erneut, wie wichtig vor allem für die Entwicklungsländer die Arbeit der Kommission be-
treffend die technische Zusammenarbeit und Hilfe auf dem Gebiet der Reform und Entwicklung des interna-
tionalen Handelsrechts ist, und

a) begrüßt in diesem Zusammenhang die Initiativen der Kommission, die darauf gerichtet sind, über
ihr Sekretariat ihr Programm für technische Zusammenarbeit und Hilfe auszubauen, und legt in dieser Hin-
sicht dem Generalsekretär nahe, sich um Partnerschaften mit staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren zu be-
mühen, um die Tätigkeit der Kommission besser bekannt zu machen und die wirksame Anwendung der aus
ihrer Tätigkeit resultierenden Rechtsnormen zu erleichtern;

b) dankt der Kommission für die Durchführung von Tätigkeiten der technischen Zusammenarbeit
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kundungen anderer Staaten, einschließlich Kenias und Singapurs, Regionalzentren der Kommission aufzu-
nehmen, und von dem Ersuchen der Kommission an das Sekretariat, mit den Regierungen Kenias und Singa-
purs weiter an Verwaltungsregelungen für die Einrichtung solcher Zentren zu arbeiten, und ersucht den Ge-
neralsekretär, die Generalversammlung über die Entwicklungen im Zusammenhang mit der Einrichtung von
Regionalzentren und insbesondere über ihre Finanzierungs- und Haushaltslage auf dem Laufenden zu hal-
ten26;

14. appelliert an die Regierungen, die zuständigen Organe des Systems der Vereinten Nationen sowie
an Organisationen, Institutionen und Einzelpersonen, freiwillige Beiträge an den Treuhandfonds zu leisten,
der geschaffen wurde, um den Entwicklungsländern, die Mitglieder der Kommission sind, auf Antrag und im
Benehmen mit dem Generalsekretär einen Reisekostenzuschuss zu gewähren, damit diese Zuschüsse erneut
gewährt werden können und mehr sachverständige Vertreter aus Entwicklungsländern an den Tagungen der
Kommission und ihrer Arbeitsgruppen teilnehmen können, was eine Voraussetzung dafür ist, in diesen Län-
dern lokale Fachkenntnisse und Kapazitäten auf dem Gebiet des internationalen Handelsrechts aufzubauen
und so die Entwicklung des internationalen Handels und die Förderung ausländischer Investitionen zu er-
leichtern;

15. beschließt, zwecks Gewährleistung der vollen Teilnahme aller Mitgliedstaaten an den Tagungen
der Kommission und ihrer Arbeitsgruppen während der siebenundsechzigsten Tagung der Generalversamm-
lung in dem zuständigen Hauptausschuss auch weiterhin zu prüfen, ob den am wenigsten entwickelten Län-
dern, die Mitglied der Kommission sind, auf Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär ein Reise-
kostenzuschuss gewährt werden kann;

16. ist ebenso wie die Kommission davon überzeugt, dass die Umsetzung und wirksame Anwendung
der Normen des modernen Privatrechts im internationalen Handel für die Förderung guter Regierungsfüh-
rung, eine dauerhafte wirtschaftliche Entwicklung und die Beseitigung der Armut und des Hungers unerläss-
lich sind und dass die Förderung der Rechtsstaatlichkeit in den Handelsbeziehungen ein fester Bestandteil der
umfassenderen Agenda der Vereinten Nationen zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und in-
ternationaler Ebene sein soll, unter anderem über die von der Einheit für Rechtsstaatlichkeit im Exekutivbüro
des Generalsekretärs unterstützte Gruppe für Koordinierung und Ressourcen im Bereich Rechtsstaatlichkeit;

17. nimmt in diesem Zusammenhang mit Dank Kenntnis von der Unterrichtung über Rechtsstaatlich-
keit, die die Einheit für Rechtsstaatlichkeit auf der fünfundvierzigsten Tagung der Kommission abhielt27 und
die der Kommission Gelegenheit gab, ihre Auffassungen zu der am 24. September 2012 abgehaltenen Ta-
gung der Generalversammlung auf hoher Ebene zum Thema Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und interna-
tionaler Ebene beizutragen;

18. nimmt Kenntnis von den Maßnahmen, welche die Kommission nach der Unterrichtung über
Rechtsstaatlichkeit ergriffen hat, insbesondere von den an die Staaten und die Vereinten Nationen auf der Ta-
gung auf hoher Ebene gerichteten Botschaften der Kommission, einschließlich empfohlener Schritte, die
zum Aufbau lokaler Kapazitäten der Staaten beitragen sollen, ständig an Reformen des Handelsrechts auf na-
tionaler Ebene zu arbeiten und in koordinierter Weise an den normsetzenden Tätigkeiten regionaler und in-
ternationaler Organe teilzunehmen28;

19. ersucht den Generalsekretär erneut
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20. ersucht



VII. Resolutionen aufgrund der Berichte des Sechsten Ausschusses 

929

RESOLUTION 67/90

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 14. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/465, Ziff. 10)36.

67/90. Empfehlungen zur Unterstützung von Schiedsinstitutionen u
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1. dankt
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Völkerrechts zu verstärken, vor allem diejenigen Aktivitäten, die für Menschen aus Entwicklungsländern
von besonderem Nutzen sind,

bekräftigend, dass es wünschenswert wäre, bei der Durchführung des Hilfsprogramms so weit wie mög-
lich die von Mitgliedstaaten, internationalen und regionalen Organisationen, Universitäten, Institutionen und
anderen Stellen zur Verfügung gestellten Ressourcen und Einrichtungen zu nutzen,

sowie die Hoffnung bekräftigend, dass bei der Verpflichtung von hoch qualifizierten Vortragenden für
die Seminare im Rahmen der Stipendienprogramme für Völkerrecht der Notwendigkeit Rechnung getragen
wird, die Vertretung der wichtigsten Rechtssysteme und ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den ver-
schiedenen geografischen Regionen zu gewährleisten,

1. billigt erneut die in Abschnitt III des Berichts des Generalsekretärs an die Generalversammlung
auf ihrer sechsundsechzigsten Tagung42 enthaltenen Leitlinien und Empfehlungen, namentlich soweit sie dar-
auf abzielen, in Reaktion auf die steigende Nachfrage nach Aktivitäten auf dem Gebiet der Völkerrechtsaus-
bildung und -verbreitung das Hilfsprogramm der Vereinten Nationen für Lehre, Studium, Verbreitung und
besseres Verständnis des Völkerrechts zu stärken und neu zu beleben;

2. ermächtigt den Generalsekretär, 2013 die in seinen Berichten43 vorgesehenen Maßnahmen in Ein-
klang mit den genannten Leitlinien und Empfehlungen durchzuführen und insbesondere

a) einige Stipendien, deren Anzahl unter Berücksichtigung der dem Hilfsprogramm insgesamt zur
Verfügung stehenden Mittel festzulegen ist, an qualifizierte Kandidaten aus den Entwicklungsländern zu ver-
geben, um ihnen die Teilnahme am Stipendienprogramm für Völkerrecht im Jahr 2013 in Den Haag zu er-
möglichen,

b) einige Stipendien, deren Anzahl unter Berücksichtigung der dem Hilfsprogramm insgesamt zur
Verfügung stehenden Mittel festzulegen ist, an qualifizierte Kandidaten aus den Entwicklungsländern zu ver-
geben, um ihnen die Teilnahme an regionalen Völkerrechtskursen der Vereinten Nationen im Jahr 2013 zu
ermöglichen, 

und diese Aktivitäten aus Mitteln des ordentlichen Haus
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7. ersucht den Generalsekretär erneut, im Programmhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum
2014-2015 die erforderlichen Mittel für das Hilfsprogramm bereitzustellen, um die Wirksamkeit und Weiter-
entwicklung des Programms, insbesondere die regelmäßige Organisation regionaler Völkerrechtskurse der
Vereinten Nationen und die Bestandfähigkeit der Audiovisuellen Völkerrechtsbibliothek der Vereinten Na-
tionen, auch künftig zu gewährleisten;

8. erkennt an, wie wichtig die vom Sekretariats-Bereich Rechtsangelegenheiten erstellten Rechtspu-
blikationen der Vereinten Nationen sind, und ersucht um ihre weitere Veröffentlichung, im Einklang mit den
jeweiligen Mandaten, in verschiedenen Formaten, einschließlich als Druckexemplare, die für die Entwick-
lungsländer unerlässlich sind;

9. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von der Herausgabe der Summaries of Judgments, Advisory
Opinions and Orders of the Permanent Court of International Justice (Zusammenfassungen der Urteile, Gut-
achten und Verfügungen des Ständigen Internationalen Gerichtshofs) und der United Nations Legislative
Series: Materials on the responsibility of States for internationally wrongful acts (Gesetzessammlung der
Vereinten Nationen: Materialien zur Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen) so-
wie von der Einrichtung der entsprechenden Webseiten;

10. ersucht den Generalsekretär, den nächsten Band der Gesetzessammlung der Vereinten Nationen
mit Materialien zur Verantwortlichkeit der Staaten für völkerrechtswidrige Handlungen herauszugeben;

11. begrüßt die Anstrengungen des Bereichs Rechtsangelegenheiten, die Rechtspublikationen der
Vereinten Nationen auf den neuesten Stand zu bringen, lobt insbesondere die Abteilung Kodifizierung des
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19. dankt der Afrikanischen Union für den wertvollen Beitrag, den sie nach wie vor zu dem regionalen
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15. nimmt Kenntnis von Ziffer 290 des Berichts der Völkerrechtskommission46 und beschließt, dass
die nächste Tagung der Kommission vom 6. Mai bis 7. Juni und vom 8. Juli bis 9. August 2013 im Büro der
Vereinten Nationen in Genf stattfinden wird;

16. betont, dass es wünschenswert ist, den Dialog zwischen der Völkerrechtskommission und dem
Sechsten Ausschuss auf der achtundsechzigsten Tagung der Generalversammlung weiter auszubauen, und
befürwortet in diesem Zusammenhang unter anderem die Fortführung der Praxis informeller Konsultationen
in Form von Gesprächen zwischen den Mitgliedern des Sechsten Ausschusses und den Mitgliedern der Kom-
mission, die an der achtundsechzigsten Tagung der Versammlung teilnehmen;

17. legt den Delegationen nahe, sich während der Aussprache über den Bericht der Völkerrechtskom-
mission so weit wie möglich an das vom Sechsten Ausschuss vereinbarte strukturierte Arbeitsprogramm zu
halten und zu erwägen, knappe und sachorientierte Erklärungen abzugeben;

18. legt den Mitgliedstaaten nahe, zu erwägen, sich während der ersten Woche, in der der Bericht der
Völkerrechtskommission im Sechsten Ausschuss erörtert wird (Woche des Völkerrechts), durch ihre Rechts-
berater vertreten zu lassen, um Erörterungen von Völkerrechtsfragen auf hoher Ebene zu ermöglichen;

19. ersucht die Völkerrechtskommission, auch weiterhin besonders darauf zu achten, in ihrem Jahres-
bericht bei jedem Thema alle spezifischen Fragen aufzuzeigen, bei denen die entweder im Sechsten Aus-
schuss oder in schriftlicher Form geäußerten Auffassungen der Regierungen von besonderem Interesse als
wirksame Orientierungshilfe für die weitere Arbeit der Kommission wären;

20. nimmt Kenntnis von den Ziffern 291 bis 296 des Berichts der Völkerrechtskommission46 betref-
fend die Zusammenarbeit und das Zusammenwirken mit anderen Organen und legt der Kommission nahe,
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67/93. Stand der Zusatzprotokolle zu den Genfer Abkommen von 1949 über den Schutz der Opfer 
bewaffneter Konflikte

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre zweijährlichen Resolutionen zum Stand der Zusatzprotokolle zu den Genfer Ab-
kommen von 1949 über den Schutz der Opfer bewaffnete
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2. fordert alle Vertragsstaaten der Genfer Abkommen, die den Zusatzprotokollen59 noch nicht beige-
treten sind, auf, zu erwägen, dies zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu tun;

3. fordert alle Staaten, die bereits Vertragsparteien des Protokolls I60 sind, beziehungsweise alle
Nichtvertragsstaaten, sobald sie Vertragsparteien des Protokolls I werden, auf, die in Artikel 90 dieses Pro-
tokolls vorgesehene Erklärung abzugeben und zu erwägen, gegebenenfalls im Einklang mit Artikel 90 des
Protokolls I die Dienste der Internationalen Humanitären Ermittlungskommission in Anspruch zu nehmen;

4. fordert alle Staaten, die der Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten
und den beiden dazugehörigen Protokollen64 sowie anderen einschlägigen Verträgen des humanitären Völ-
kerrechts, die sich auf den Schutz der Opfer bewaffneter Konflikte beziehen, noch nicht beigetreten sind, auf,
dies zu erwägen;

5. fordert die Staaten auf, zu erwägen, Vertragspartei des Fakultativprotokolls zum Übereinkommen
über die Rechte des Kindes betreffend die Beteiligung von Kindern an bewaffneten Konflikten
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gliedstaaten an die Verfügbarkeit des Handbuchs zur innerstaatlichen Umsetzung des humanitären Völker-
rechts;

12. begrüßt außerdem die wachsende Zahl nationaler Kommissionen oder Ausschüsse zur Umsetzung
des humanitären Völkerrechts und ihre Tätigkeiten zur Förderung der Übernahme der Verträge des humani-
tären Völkerrechts in innerstaatliches Recht und zur Verbreitung der Regeln des humanitären Völkerrechts;

13. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung aus-
gehend von den seitens der Mitgliedstaaten und des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz eingegange-
nen Informationen einen Bericht über den Stand der Zusatzprotokolle über den Schutz der Opfer bewaffneter
Konflikte sowie über die Maßnahmen vorzulegen, die zur Stärkung des bestehenden humanitären Völker-
rechts ergriffen wurden, unter anderem im Hinblick auf seine Verbreitung und seine vollinhaltliche Umset-
zung auf nationaler Ebene;

14. ermutigt die Mitgliedstaaten und das Internationale Komitee vom Roten Kreuz, bei der Übermitt-
lung von Informationen an den Generalsekretär den Schwerpunkt auf neue Entwicklungen und Aktivitäten
während des Berichtszeitraums zu legen;

15. ermutigt die Mitgliedstaaten, zu erkunden, wie die Vorlage von Informationen für künftige Be-
richte des Generalsekretärs erleichtert werden kann, und in diesem Zusammenhang zu prüfen, ob die Ver-
wendung eines Fragebogens zweckmäßig wäre, den die Mitgliedstaaten mit Unterstützung des Internationa-
len Komitees vom Roten Kreuz und gegebenenfalls in Absprache mit dem Sekretariat entwerfen und der der
Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung vorgelegt wird;

16. beschließt, den Punkt „Stand der Zusatzprotokolle zu den Genfer Abkommen von 1949 über den
Schutz der Opfer bewaffneter Konflikte“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer neunundsechzigsten Tagung
aufzunehmen.

RESOLUTION 67/94

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 14. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/469, Ziff. 7)66.

67/94. Prüfung wirksamer Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes und der Sicherheit der
diplomatischen und konsularischen Vertretungen und Vertreter

Die Generalversammlung,

nach Behandlung
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7. empfiehlt den Staaten, eng mit dem Staat zusammenzuarbeiten, in dessen Hoheitsgebiet es mögli-
cherweise zum Missbrauch diplomatischer oder konsularischer Vorrechte und Immunitäten gekommen ist,
insbesondere auch indem sie Informationen austauschen und seinen Justizbehörden Unterstützung gewähren,
damit die Täter vor Gericht gebracht werden;

8. fordert die Staaten, die den Übereinkünften, die sich auf den Schutz und die Sicherheit der diplo-
matischen und konsularischen Vertretungen und Vertreter beziehen, noch nicht beigetreten sind, auf, dies zu
erwägen;

9. fordert die Staaten auf, im Falle einer Streitigkeit im Zusammenhang mit einem Verstoß gegen ih-
re internationalen Verpflichtungen betreffend den Schutz der Vertretungen beziehungsweise die Sicherheit
der in Ziffer 2 genannten Vertreter und Bediensteten von den für eine friedliche Streitbeilegung zur Verfü-
gung stehenden Mitteln Gebrauch zu machen, einschließlich der Guten Dienste des Generalsekretärs, und er-
sucht den Generalsekretär, soweit ihm dies angebracht erscheint, den unmittelbar betroffenen Staaten seine
Guten Dienste anzubieten;

10. richtet die nachdrückliche Aufforderung an

a) alle Staaten, dem Generalsekretär in knapper Form, rasch und im Einklang mit den von ihm er-
stellten Leitlinien68 über schwere Verstöße gegen den Schutz und die Sicherheit der diplomatischen und kon-
sularischen Vertretungen und Vertreter sowie der Vertretungen und Vertreter mit diplomatischem Status bei
internationalen zwischenstaatlichen Organisationen Bericht zu erstatten;

b) den Staat, in dem der Verstoß erfolgte, und, soweit möglich, den Staat, in dem sich der Tatver-
dächtige aufhält, dem Generalsekretär in knapper Form, rasch und im Einklang mit den von ihm erstellten
Leitlinien über die Maßnahmen Bericht zu erstatten, die ergriffen wurden, um den Täter vor Gericht zu stel-
len, und schließlich im Einklang mit seinen Rechtsvorschriften den Ausgang des Verfahrens gegen den Täter
bekanntzugeben sowie über die Maßnahmen Bericht zu erstatten, die ergriffen wurden, um zu verhindern,
dass sich derartige Verstöße wiederholen;

11. ersucht den Generalsekretär,

a) allen Staaten unverzüglich ein Rundschreiben zukommen zu lassen, das sie an das Ersuchen in
Ziffer 10 erinnert;

b) die ihm gemäß Ziffer 10 vorgelegten Berichte nach Erhalt an alle Staaten weiterzuleiten, sofern
der berichterstattende Staat nichts anderes beantragt;

c) wenn angebracht, die unmittelbar betroffenen Staaten auf die in Ziffer 10 vorgesehenen Berichts-
verfahren hinzuweisen, wenn gemäß Ziffer 10 a) ein schwerer Verstoß gemeldet wurde;

d) die Staaten, in denen solche Verstöße vorgekommen sind, zu ermahnen, wenn die Berichte gemäß
Ziffer 10 a) oder die Folgeberichte gemäß Ziffer 10 b) nicht innerhalb einer angemessenen Frist vorgelegt
wurden;

12. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Staaten in dem in Ziffer 11 a) genannten Rundschrei-
ben zu bitten, ihm ihre Auffassungen zu den Maßnahmen mitzuteilen, die zu ergreifen sind oder bereits er-
griffen wurden, um den Schutz und die Sicherheit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen und
Vertreter sowie der Vertretungen und Vertreter mit diplomatischem Status bei internationalen zwischenstaat-
lichen Organisationen zu verbessern;

13. ersucht den Generalsekretär ferner, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Ta-
gung einen Bericht vorzulegen, der Folgendes enthält:

a) Informationen über den Stand der Ratifikationen der in Ziffer 8 genannten Rechtsakte beziehungs-
weise der Beitritte zu diesen;

68 A/42/485, Anhang.
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b) eine Zusammenfassung der gemäß den Ziffern 10 und 12 eingegangenen Berichte beziehungswei-
se zum Ausdruck gebrachten Auffassungen;

14. bittet den Generalsekretär, etwaige Auffassungen, die er zu den in Ziffer 13 genannten Angelegen-
heiten zu äußern wünscht, in seinen Bericht an die Generalversammlung aufzunehmen;

15. beschließt
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67/96. Bericht des Sonderausschusses für die Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten
Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 3499 (XXX) vom 15. Dezember 1975, mit der sie den Sonderaus-
schuss für die Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen einsetzte, sowie auf ihre auf späte-
ren Tagungen verabschiedeten einschlägigen Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 47/233 vom 17. August 1993 über die Neubelebung der Tätig-
keit der Generalversammlung,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 47/62 vom 11. Dezember 1992 über die Frage der ausgewoge-
nen Vertretung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Offenen Arbeitsgruppe zur Frage der ausgewogenen Vertretung
und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat und zu anderen mit dem Sicherheitsrat zusam-
menhängenden Fragen71,

unter Hinweis auf diejenigen Teile ihrer Resolution 47/120 B vom 20. September 1993, die für die Tä-
tigkeit des Sonderausschusses von Bedeutung sind,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 51/241 vom 31. Juli 1997 über die Stärkung des Systems der
Vereinten Nationen und ihre Resolution 51/242 vom 15. September 1997 mit dem Titel „Ergänzung zur
‚Agenda für den Frieden‘“, mit der sie die der Resolution als Anlage beigefügten Texte über die Koordinie-
rung und die Frage der von den Vereinten Nationen verhängten Sanktionen annahm,

besorgt über die besonderen wirtschaftlichen Probleme, vor die sich bestimmte Staaten infolge der
Durchführung von Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen gestellt sehen, die der Sicherheitsrat gegen ande-
re Staaten ergriffen hat, sowie berücksichtigend, dass die Mitglieder der Vereinten Nationen nach Artikel 49
der Charta der Vereinten Nationen verpflichtet sind, einander bei der Durchführung der vom Rat beschlosse-
nen Maßnahmen gemeinsam handelnd Beistand zu leisten,

unter Hinweis darauf, dass Drittstaaten, die sich vor besondere wirtschaftliche Probleme dieser Art ge-
stellt sehen, nach Artikel 50 der Charta das Recht haben, den Sicherheitsrat zwecks Lösung dieser Probleme
zu konsultieren,

sowie unter Hinweis darauf, dass der Internationale Gerichtshof das Hauptrechtsprechungsorgan der
Vereinten Nationen ist, und in Bekräftigung seiner Befugnisse und seiner Unabhängigkeit,

eingedenk der Verabschiedung der überarbeiteten Arbeitspapiere zu den Arbeitsmethoden des Sonder-
ausschusses72,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs über das Repertory of Practice of United Na-
tions Organs (Repertorium der Praxis der Organe der Vereinten Nationen) und das Repertoire of the Practice
of the Security Council (Repertorium der Praxis des Sicherheitsrats)73,

sowie Kenntnis nehmend von den Ziffern 106 bis 110, 176 und 177 des Ergebnisses des Weltgipfels
200574,

eingedenk des Beschlusses des Sonderausschusses, in dem er seine Bereitschaft bekundete, gegebenen-
falls an der Umsetzung von Beschlüssen mitzuwirken, die auf der Plenartagung auf hoher Ebene der sech-
zigsten Tagung der Generalversammlung im September 2005 im Hinblick auf die Charta und etwaige Ände-
rungen daran gefasst werden könnten75,

71 Official Records of the General Assembly, Sixty-third Session, Supplement No. 47 (A/63/47).
72 Ebd., Sixty-first Session, Supplement No. 33 (A/61/33), Ziff. 72.
73 A/67/189.
74 Resolution 60/1.
75 Official Records of the General Assembly, Sixtieth Session, Supplement No. 33 (A/60/33), Ziff. 77.
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unter Hinweis auf die Bestimmungen ihrer Resolutionen 50/51 vom 11. Dezember 1995, 51/208 vom
17. Dezember 1996, 52/162 vom 15. Dezember 1997, 53/107 vom 8. Dezember 1998, 54/107 vom 9. Dezem-
ber 1999, 55/157 vom 12. Dezember 2000, 56/87 vom 12. Dezember 2001, 57/25 vom 19. November 2002,
58/80 vom 9. Dezember 2003 und 59/45 vom 2. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 64/115 vom 16. Dezember 2009 und das in der dazugehörigen
Anlage enthaltene Dokument „Verhängung und Umsetzung von Sanktionen der Vereinten Nationen“,

nach Behandlung des Berichts des Sonderausschusses über seine Tagung 201276,

mit Dank Kenntnis nehmend von der Arbeit, die der Sonderausschuss geleistet hat, um die Staaten dazu
zu ermutigen, ihre Aufmerksamkeit auf die Notwendigkeit der Verhütung und friedlichen Beilegung von
Streitigkeiten zwischen ihnen zu lenken, die geeignet sind, die Wahrung des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit zu gefährden,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Sonderausschusses für die Charta und die Stärkung der Rolle
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6. ersucht den Sonderausschuss, der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung ei-
nen Bericht über seine Tätigkeit vorzulegen;

7. anerkennt die wichtige Rolle des Internationalen Gerichtshofs, des Hauptrechtsprechungsorgans
der Vereinten Nationen, bei der Regelung von Streitigkeiten zwischen Staaten und den Wert der von ihm ge-
leisteten Arbeit sowie die Wichtigkeit der Anrufung des Gerichtshofs bei der friedlichen Beilegung von
Streitigkeiten, stellt fest, dass gemäß Artikel 96 der Charta die Generalversammlung, der Sicherheitsrat oder
andere ermächtigte Organe der Vereinten Nationen sowie die Sonderorganisationen Gutachten des Gerichts-
hofs anfordern können, und ersucht den Generalsekretär, die von den Hauptorganen der Vereinten Nationen
angeforderten Gutachten zu gegebener Zeit als offizielle Dokumente der Vereinten Nationen zu verteilen;

8. lobt den Generalsekretär für die Fortschritte bei der Erstellung von Studien für das Repertory of
Practice of United Nations Organs, namentlich die stärkere Nutzung des Praktikantenprogramms der Verein-
ten Nationen und den weiteren Ausbau der Zusammenarbeit mit akademischen Einrichtungen zu diesem
Zweck, sowie für die Fortschritte bei der Aktualisierung des Repertoire of the Practice of the Security
Council;

9. nimmt mit Dank Kenntnis von den Beiträgen der Mitgliedstaaten an den Treuhandfonds für die
Beseitigung des Rückstands bei dem Repertory sowie an den Treuhandfonds für die Aktualisierung des Rep-
ertoire;

10. wiederholt ihren Aufruf zu freiwilligen Beiträgen an den Treuhandfonds für die Beseitigung des
Rückstands bei dem Repertory, die das Sekretariat bei der wirksamen Beseitigung dieses Rückstands weiter
unterstützen sollen, zu freiwilligen Beiträgen an den Treuhandfonds für die Aktualisierung des Repertoire
sowie zu einer auf freiwilliger Basis und ohne Kosten für die Vereinten Nationen erfolgenden Finanzierung
der Dienste beigeordneter Sachverständiger bei der Aktualisierung der beiden Publikationen;

11. fordert den Generalsekretär auf, sich weiter um die Aktualisierung der beiden Publikationen zu
bemühen und sie in allen ihren Sprachfassungen in elektronischer Form verfügbar zu machen;

12. stellt mit Besorgnis fest, dass der Rückstand bei der Erstellung von Band III des Repertory
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3. bekräftigt die Rolle der Generalversammlung, wenn es darum geht, die fortschreitende Entwick-
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lungnahmen in den anstehenden Aussprachen im Sechsten Ausschuss auf die Unterthemen „Rechtsstaatlich-
keit und friedliche Beilegung von internationalen Streitigkeiten“ (achtundsechzigste Tagung) und „Aus-
tausch der nationalen Praktiken der Staaten bei der Stärkung der Rechtsstaatlichkeit durch Zugang zur Justiz“
(neunundsechzigste Tagung) zu konzentrieren.

RESOLUTION 67/98

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 14. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/472, Ziff. 9)84.

67/98. Geltungsbereich und Anwendung des Weltrechtsprinzips

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zu den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen,
zum Völkerrecht und zu einer auf Rechtsstaatlichkeit beruhenden internationalen Ordnung, die eine wesent-
liche Voraussetzung für die friedliche Koexistenz und die Zusammenarbeit der Staaten bildet,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 64/117 vom 16. Dezember 2009, 65/33 vom 6. Dezember 2010
und 66/103 vom 9. Dezember 2011,

unter Berücksichtigung der Stellungnahmen und Bemerkungen der Regierungen und Beobachter und
der auf der vierundsechzigsten, fünfundsechzigsten, sechsundsechzigsten und siebenundsechzigsten Tagung
der Generalversammlung im Sechsten Ausschuss abgehaltenen Erörterungen über den Geltungsbereich und
die Anwendung des Weltrechtsprinzips85,

im Bewusstsein der Vielfalt der von den Staaten geäußerten Auffassungen und der Notwendigkeit einer
weiteren Prüfung im Hinblick auf ein besseres Verständnis des Geltungsbereichs und der Anwendung des
Weltrechtsprinzips,

erneut ihre Entschlossenheit bekundend, die Straflosigkeit zu bekämpfen, und Kenntnis nehmend von
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Grundlage dieser Angaben und Bemerkungen einen Bericht zu erstellen und ihn der Generalversammlung
auf ihrer achtundsechzigsten Tagung vorzulegen;

4. beschließt, dass die Arbeitsgruppe allen Mitgliedstaaten offenstehen wird und dass die einschlägi-
gen Beobachter in der Generalversammlung eingeladen werden, sich an der Arbeit der Arbeitsgruppe zu be-
teiligen;

5. beschließt außerdem, den Punkt „Geltungsbereich und Anwendung des Weltrechtsprinzips“ in die
vorläufige Tagesordnung ihrer achtundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 67/99

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 14. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/473, Ziff. 10)88.

67/99. Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Terrorismus

Die Generalversammlung,

geleitet
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überzeugt, dass es wichtig ist, dass die Generalversammlung als das universale dafür zuständige Organ
sich mit Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Terrorismus befasst,

zutiefst beunruhigt darüber, dass weltweit nach wie vor terroristische Handlungen verübt werden,

erneut nachdrücklich die abscheulichen Terrorakte verurteilend, die zu ungeheuren Verlusten an Men-
schenleben, Zerstörungen und Sachschäden geführt haben, namentlich diejenigen, auf die die Generalver-
sammlung mit der Verabschiedung ihrer Resolution 56/1 vom 12. September 2001 und der Sicherheitsrat mit
der Verabschiedung seiner Resolutionen 1368 (2001) vom 12. September 2001, 1373 (2001) vom 28. Sep-
tember 2001 und 1377 (2001) vom 12. November 2001 reagiert haben, sowie diejenigen, die seither verübt
wurden,

sowie erneut nachdrücklich die grauenhaften und gezielten Anschläge verurteilend, die in verschiede-
nen Teilen der Welt auf Büros der Vereinten Nationen verübt wurden,

bekräftigend, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass jede Maßnahme, die sie zur Bekämpfung des
Terrorismus ergreifen, mit allen ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht im Einklang steht, und dass sie
diese Maßnahmen im Einklang mit dem Völkerrecht, insbesondere den internationalen Menschenrechtsnor-
men, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht, ergreifen müssen,

betonend, dass es notwendig ist, die internationale Zusammenarbeit zwischen Staaten und zwischen in-
ternationalen Organisationen und Einrichtungen, regionalen Organisationen und Abmachungen und den Ver-
einten Nationen weiter zu stärken, um den Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen,
gleichviel wo und von wem er begangen wird, zu verhüten, zu bekämpfen und zu beseitigen, im Einklang mit
den Grundsätzen der Charta, dem Völkerrecht und den einschlägigen internationalen Übereinkünften,

Kenntnis nehmend von der Rolle, die dem Ausschuss des Sicherheitsrats nach Resolution 1373 (2001)
betreffend die Bekämpfung des Terrorismus dabei zukommt, die Durchführung der genannten Resolution zu
überwachen, namentlich die Ergreifung der erforderlichen finanziellen, rechtlichen und technischen Maß-
nahmen durch die Staaten und die Ratifikation oder Annahme der einschlägigen internationalen Überein-
künfte und Protokolle,

eingedenk der Notwendigkeit, die Rolle der Vereinten Nationen und der zuständigen Sonderorganisa-
tionen bei der Bekämpfung des internationalen Terrorismus zu stärken, sowie der Vorschläge des Generalse-
kretärs im Hinblick auf die Stärkung der diesbezüglichen Rolle der Organisation,

sowie eingedenk der unbedingten Notwendigkeit, die internationale, regionale und subregionale Zu-
sammenarbeit zu verstärken, um so die Fähigkeit der einzelnen Staaten zur Verhütung und wirksamen Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen zu erhöhen,

mit der erneuten Aufforderung an die Staaten, den Anwendungsbereich der bestehenden völkerrechtli-
chen Bestimmungen über die Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des Terrorismus in allen seinen Ar-
ten und Erscheinungsformen dringend zu überprüfen, um sicherzustellen, dass es einen umfassenden rechtli-
chen Rahmen gibt, der alle Aspekte der Frage erfasst,

betonend, dass Toleranz und der Dialog zwischen den Kulturen sowie eine verstärkte interreligiöse und
interkulturelle Verständigung zu den wichtigsten Faktoren gehören, wenn es darum geht, die Zusammenar-
beit und den Erfolg bei der Bekämpfung des Terrorismus zu fördern, und die verschiedenen diesbezüglichen
Initiativen begrüßend,

erneut erklärend, dass eine terroristische Handlung unter keinen Umständen gerechtfertigt werden
kann,

unter Hinweis auf die Resolution 1624 (2005) des Sicherheitsrats vom 14. September 2005 und einge-
denk dessen, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass jede Maßnahme, die sie zur Bekämpfung des Terro-
rismus ergreifen, mit ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, insbesondere den internationalen Men-
schenrechtsnormen, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht, im Einklang steht,

Kenntnis nehmend von den jüngsten Entwicklungen und Initiativen auf internationaler, regionaler und
subregionaler Ebene zur Verhütung und Bekämpfung des internationalen Terrorismus, namentlich denjeni-
gen der Afrikanischen Union, der Asiatisch-Pazifischen Wirtschaftlichen Zusammenarbeit, des Bali-Prozes-
ses zur Terrorismusbekämpfung, der Bewegung der nichtgebundenen Länder, der Entwicklungsgemein-



VII. Resolutionen aufgrund der Berichte des Sechsten Ausschusses 

953

schaft des südlichen Afrika, der Europäischen Freihandelsassoziation, der Europäischen Union, der Europa-
Mittelmeer-Partnerschaft, des Europarats, des Gemeinsamen Marktes für das östliche und südliche Afrika,
des Globalen Forums Terrorismusbekämpfung, der Gruppe der Acht, der Internationalen Seeschifffahrts-
Organisation, der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation, der Konferenz über Zusammenarbeit und ver-
trauensbildende Maßnahmen in Asien, des Kooperationsrats der Arabischen Golfstaaten, der Liga der arabi-
schen Staaten, der Nordatlantikvertrags-Organisation, der Organisation der amerikanischen Staaten, der Or-
ganisation der Islamischen Zusammenarbeit, der Organisation des Vertrags
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tionen zur Bekämpfung des Terrorismus89
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die Sicherheit der Seeschifffahrt101 und des Protokolls von 2005 zum Protokoll zur Bekämpfung widerrecht-
licher Handlungen gegen die Sicherheit fester Plattformen, die sich auf dem Festlandsockel befinden102, und
legt allen Staaten eindringlich nahe, mit Vorrang zu erwägen, Vertragsparteien dieser Übereinkünfte zu wer-
den;

13. legt allen Staaten eindringlich nahe, sofern sie noch nicht Vertragspartei der in Ziffer 6 der Reso-
lution 51/210 der Generalversammlung genannten einschlägigen Übereinkünfte und Protokolle sowie des In-
ternationalen Übereinkommens zur Bekämpfung terroristischer Bombenanschläge103, des Internationalen
Übereinkommens zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus104, des Internationalen Übereinkom-
mens zur Bekämpfung nuklearterroristischer Handlungen und der Änderung des Übereinkommens über den
physischen Schutz von Kernmaterial geworden sind, dies mit Vorrang und im Einklang mit der Resolution
1373 (2001) des Sicherheitsrats und der Resolution 1566 (2004) des Rates vom 8. Oktober 2004 zu erwägen,
und fordert alle Staaten auf, nach Bedarf die zur Umsetzung der Bestimmungen dieser Übereinkünfte und
Protokolle erforderlichen innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu erlassen, sicherzustellen, dass die Zustän-
digkeit ihrer Gerichte es ihnen ermöglicht, die Urheber terroristischer Handlungen vor Gericht zu stellen, und
zu diesem Zweck mit anderen Staaten
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kennt im Zusammenhang mit der Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Terro-
rismus und mit Resolution 1373 (2001) des Sicherheitsrats die Rolle an, die ihr dabei zufällt, den Staaten be-
hilflich zu sein, Vertragsparteien 
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67/100. Bericht des Ausschusses für die Beziehungen zum Gastland

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Ausschusses für die Beziehungen zum Gastland106,

unter Hinweis auf Artikel 105 der Charta der Vereinten Nationen, das Übereinkommen über die Vor-
rechte und Immunitäten der Vereinten Nationen107, das Abkommen zwischen den Vereinten Nationen und
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sich auch weiterhin verstärkt darum bemühen wird, die Teilnahme von Vertretern der Mitgliedstaaten an an-
deren Tagungen der Vereinten Nationen nach Bedarf zu erleichtern, einschließlich durch die Ausstellung von
Visa;

7. stellt ferner fest, dass mehrere Delegationen um eine Verkürzung der von dem Gastland ange-
wandten Frist für die Ausstellung von Einreisevisa für Vertreter von Mitgliedstaaten ersucht haben, da die
Frist die volle Teilnahme von Mitgliedstaaten an den Tagungen der Vereinten Nationen erschwert;

8. nimmt mit Besorgnis davon Kenntnis, dass einige Ständige Vertretungen bei den Vereinten Natio-
nen weiterhin Schwierigkeiten haben, geeignete Bankdienstleistungen zu erhalten, und begrüßt die anhalten-
den Anstrengungen des Gastlands, die Eröffnung von Bankkonten für diese Ständigen Vertretungen zu er-
leichtern;

9. dankt dem Gastland für seine Bemühungen und hofft, dass die in den Ausschusssitzungen aufge-
worfenen Probleme auch künftig im Geiste der Zusammenarbeit und im Einklang mit dem Völkerrecht gelöst
werden;

10. bekräftigt, wie wichtig es für den Ausschuss ist, in Erfüllung seines Mandats kurzfristig zusam-
mentreten zu können, um dringende und wichtige Angelegenheiten betreffend die Beziehungen zwischen
den Vereinten Nationen und dem Gastland zu behandeln, und ersucht in diesem Zusammenhang das Sekre-
tariat und den Konferenzausschuss, vom Ausschuss für die Beziehungen zum Gastland gestellten Anträgen
auf Konferenzbetreuungsdienste für Sitzungen, die er während der Tagungen der Generalversammlung und
ihrer Hauptausschüsse abhalten muss, Vorrang einzuräumen, unbeschadet der Erfordernisse dieser Organe
und im Rahmen der Verfügbarkeit;

11. ersucht den Generalsekretär, sich weiter aktiv mit allen Aspekten der Beziehungen der Vereinten
Nationen zum Gastland zu befassen;

12. ersucht den Ausschuss, seine Tätigkeit in Übereinstimmung mit Resolution 2819 (XXVI) der Ge-
neralversammlung fortzusetzen;

13. beschließt, den Punkt „Bericht des Ausschusses für die Beziehungen zum Gastland“ in die vorläu-
fige Tagesordnung ihrer achtundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 67/101

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 14. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/480, Ziff. 7)110.

67/101. Gewährung des Beobachterstatus in der Generalversammlung an die Anden-
Entwicklungsgesellschaft

Die Generalversammlung,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der Anden-Entwicklungs-
gesellschaft zu fördern,

1. beschließt, die Anden-Entwicklungsgesellschaft einzuladen, an den Tagungen und an der Arbeit
der Generalversammlung als Beobachter teilzunehmen;

2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung dieser Resolution
zu ergreifen.

110 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Argentinien, Bolivien (Pluri-
nationaler Staat), Brasilien, Chile, Costa Rica, Dominikanische Republik, Ecuador, El
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RESOLUTION 67/102

Verabschiedet auf der 56. Plenarsitzung am 14. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/556, Ziff. 7)111.

67/102. Gewährung des Beobachterstatus in der Generalversammlung an die Europäische
Organisation für Kernforschung

Die Generalversammlung,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der Europäischen Organi-
sation für Kernforschung zu fördern,

1. beschließt, die Europäische Organisation für Kernforschung einzuladen, an den Tagungen und an
der Arbeit der Generalversammlung als Beobachter teilzunehmen;

2. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Maßnahmen zur Durchführung dieser Resolution
zu ergreifen.

111 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Belgien, Bulgarien, Dänemark,
Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Italien, Liechtenstein, Luxemburg, Monaco, Niederlande, Norwegen, Öster-
reich, Polen, Portugal, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland.


